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Anders als die Erziehungsdirektoren begrüssen die Lehrerverbände eine Bundeslösung · 

· . ' ' . r{~\\S~ ~kllM ~-l~ -~kh 
unterstützt 

Von Thomas Dähler · · -~J i Bem. Nach dem Rückzie 
Gewerbeverbandes bleib 
rendum gegen die Energi 
2050 in der Schwebe. DiE 
den nächsten Tagen ents 
sie ohne Unterstützung e: 

· Züiriclh, Die Entmachtung der Kantone 
im Zuge des Sprachenstreits · rückt 
näher: Der Dachverband Lehrerinnen 
und Lehrer Schweiz (LCH) und der Syn­
dicat des enseignants romands (SER) 
treten für einen landesweiten obligato­
rischen Unterricht einer zweiten Lan­
dessprache spätestens ab der sechsten 
Klasse ein. Die Lehrerinnen und Lehrer 
stellen sich damit gegen die Schweizeri­
sche Konferenz der kantonalen Erzie­
hungsdirektoren (EDK), die eine Bun­
deslösung ablehnt, und unterstützen 
den Bundesrat. Die. vom Bundesrat in 
Aussicht gestellte Revision des Spra­
chengesetzes befindet sich ·noch bis 
Mitte Oktober in der Vernehmlassung. 

Die Lehrer-Dachverbände bevorzu­
gen dabei diejenige Variante, die den 
geringsten Eingriff in die Bildungssou­
veränität der Kantone vorsieht. Diese 
Variante will die Stellung der Landes­
sprachen sichern, indem die Kantone 
den Unterricht in einer zweiten Landes­
sprache schon in der Primarschule 
beginnen und ihn bis zum Abschluss der 
Sekundarschule weiterführen müssen. 
Der Bundesrat würde mit der Bundesre­
gelung von der in der Verfassung veran­
kerten Möglichkeit Gebrauch machen, 
eine Bundeslösung zu treffen, wenn 
sich die Kantone nicht einigen können. 
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Wirtschaftsverbandes da 
ergreift. Die SVP hatte sie 
für ein Referendum ausgE 
unter der Voraussetzung, 
Wirtschaft mitzieht. Gern, 
Mitteilung verzichtet nuri 
Schweizerische Gewerbe 
ein Referendum. Das erst 
menpaket sei ausgewoge 

. Bem/Sclhwyz, Die Berne 
wohl bald ein Strafverfah1 
Nationalrat Pirmin Schwa 
einleiten. Bei seinem Eng: 
zugunsten einer Mutter, d 
der Kesb versteckte, kanr 
Politiker nicht auf die parl: 
Immunität berufen. Dies r 
nitätskommission des Na 
beschlossen. Sie sieht ke 
baren Zusammenhang Z\J\ 

Vorwürfen und der amtlicl 
oder Tätigkeit von Schwa1 

Elf Kantone olhne Ha!l"mos «Grell"il!'llges !Rüsillmi). Der Lehrer-Dachverband glaubt nicht, dass eine Bundeslösung zur nationalen Zerreissprobe führt. Foto Key Ber!i'i1/Co!@mlblo. Justizmi1 
netta Sommaruga ist auf E 

reise in Sri Lanka. Ziel de:: 
die Unterzeichnung eines 
abkommens mit dem Ziel, 
von ausreisepflichtigen PE 
teral festzuschreiben. NG1 
diese Absicht, da es im er 
Konfliktland zu willkürlichE 
gen, Entführungen, Verge' 
und Folter komme. Desha 
Schweiz gefährdeten Per:: 
weiterhin Schutz gewähre 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene 
und von den Lehrerverbänden unter- lichkeit, die Fremdsprachen auch in 
stützte Bundeslösung ist die Antwort auf anderen Fächern zu verwenden. In 
das Debal<el der Kantone, die sich auf mehreren Kantonen sollen in den 
freiwilliger Basis nicht auf eine einheitli- nächsten Jahren neue Studien die 
ehe Lösung i)1 der ganzen Schweiz eini- Erfolge und Misserfolge der neuen 
gen konnten. Begonnen hat das Verhäng- .. Prmds dokumentieren. 
nis mit der Einführung von Frühenglisch Heute praktizieren vier Kantone 
in den zweiten Klassen des Kantons eine Fremdsprachenregelung in :ihJ:en 
Zürich. Im Harmos-Konkordat einigten Schulen, die nicht derjenigen des Har­
sich schliesslich die beteiligten Kantone mos-Konkordats entspricht. Einfluss auf 
in der Frage darauf, eine erste Fremd- die nun vorgeschlagene Bundeslösung 
sprache ab der dritten und eine zweite ab hatte der Entscheid des Kantons 
der fünften Klasse zu unterrichten, wobei Thurgau, als weiterer Kanton von der 
es sich bei einer der beiden Fremdspra- Re~elung abzuweichen und den Fran­
chen um eine Landessprache handeln zös1schunterricht auf die Sekundar­
muss. Bis heute sind jedoch elf Deutsch- schule zu verschieben. Dasselbe könnte 
schweizerKantonedemHarmos-Konkor- in den Kantonen Zürich und Luzern 
dat nicht beigetreten. geschehen, wenn das Volk bei den 

Der Frühfremdsprachen-Unterricht bevorstehenden Abstimmungen einer 
war bei dessen Einführung vor allem jeweiligen kantonalen Initiative zu­
mit pädagogischen Argumenten voran- stimmt. Setzt sich die vom Bundesrat 
getrieben worden. Heute hat sich aller- und den Lehrerverbänden bevorzugte 

· dings herausgestellt, dass das frühe Lösung durch, wären Thurgau, Zürich 
Erlernen von zwei Fremdsprachen auf und Luzern in jedem Fall gezwungen, 
der Primarschulstufe weniger erforg- den Französischunterricht auf der Pri­
reich ist als vorausgesagt. Die Erfolge marschulstufe beizubehalten. Appen­
scheitern namentlich an der geringen zell Innerrhoden und Uri müssten den 
Anzahl Sprachstunden und der Unrriög- obligatorischen Französischunterricht 
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um mindestens ein Jahr vorziehen. Der 
Kanton Aargau, der heute in der sechs­
ten Klasse damit beginnt, müsste Fran­
zösisch auch auf der Sekundarstufe 
obligatorisch erldären. Keine Probleme 
hätte, wer erst in der Sekundarschule 
Englisch unterrichtet (Tessin) oder statt 
auf Französisch oder Deutsch auf Italie­
nisch und Romanisch setzt (Graubün­
den}. Die Kantone der Romandie begin­
nen alle heute schon mit Deutsch in der 
dritten Klasse. 

Rie·fe!l"ell1ldiJm 1.mwalhll"sclheiniiclhi 
Die Dachverbände·der Lehrerinnen 

und Lehrer begründen ihre Unterstüt­
zung für die auch von Bundesrat Alain 
Berset bevorzugte Lösung damit, dass 
diese · den Nicht-Harmos-Kantonen 
mehr Flexibilität ermöglicht Sie könne 
als Kompromissvorschlag eine Brücke 
zwischen den beiden Lagern schlagen, 
argumentieren die Verbände. Beat 
Zemp, Zentralpräsident des LCH, sagte 
der BaZ gestern, dass der Entscheid 
beim LCH mit grosser Mehrheit gefallen 
sei: «Es gab lediglich vier Gegenstim­
men aus der Deutschschweiz.» Anders 

als die EDK glaubt der LCH nicht, dass 
eine Bundeslösung zu einer nationalen 
Zerreissprobe führen muss. «Wir haben 
uns mit dieser Frage auch befasst, sind 
aber zu einem anderen Schluss gekom­
men als die EDK», meint Zemp. Der Ver­
band habe alle Parteien konsultiert. Die 
vorgeschlagene Variante sei Harmos­
kompatibel und könne von allen Par­
teien akzeptiert werden, auch von der 
SVP. Zemp: «Wir schätzen das Risiko 
gering ein, dass eine Partei das Refe­
rendum gegen die vom Bundesrat 
favorisierte Variante ergreift.» 

von 
besuchen K 
1Nlei.11ell1llbilUlir!lJ. Im Jahr 201, 
von fünf Kindern unter vie 
Krippe besucht oder sind 
einer Tagesmutter betreui 
Wenn die Kinder das obli[ 
Schulalter erreicht haben, 
Dauer der institutionellen 
signifikant ab. Dies zeiger 
des Bundesamts für Stati 
gestern publiziert wurden 
besucht jedes fünfte Kind 
schulalter während 10 bis 

Zemp meint weiter, es sei illuso­
risch, zu glauben, dass beim Harmos- · 
Konkordat die Zahl von 18 Kantonen 
erreicht werde, die es brauche, um das 
Konkordat allgemeinverbindlich zu 
erldären. Der Kompromissvorschlag mit 
Französisch ab der sechsten Klasse für 
Nicht-Harmos-Kantone habe zudem 
den Vorteil, dass die zweite Landesspra­
che in der Primarschule mit mehr 
Wochenlektionen begonnen werden 
könnte. Auf der Sekundarstufe schliess­
lich würde · mit dieser Lösung die 
Sprachlastigkeit vermieden. , ... wochentlich eine Krippe. : 
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